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Nur für Verweser und Verweserinnen verwenden!

Mit Pfarrern und Pfarrerinnen wird in der Regel kein Arbeits- oder Dienstvertrag abgeschlossen.

Mustervertrag für die Einsetzung von Pfarrverwesern

Evangelische Kirchgemeinde ...................

vertreten durch die Aufsichtskommission, diese vertreten durch (Präsident)

und 

XY, Pfarrverweser, Adresse, Geburtsdatum, AHV-Nr. 

vereinbaren was folgt
:

1. Allgemeines

1 XY wird in der Kirchgemeinde als Verweser im Pfarramt angestellt.


2 Das Arbeitsverhältnis beginnt am ............. und dauert längstens drei Jahre. Mit der Wahl durch die Kirchgemeinde fällt der Verweserstatus ab Zeitpunkt der Wahl auf jeden Fall dahin.

3 Folgende Termine sind einzuhalten:

· ab ............(nach 1 ½ Jahren ab Arbeitsbeginn) ist innert drei Monaten je eine getrennte Stellungnahme zum Verlauf von XY’s pfarramtlicher Tätigkeit dem Kirchenrat vorzulegen.

· Spätestens bis .........(neun Monate vor Ablauf der dreijährigen Verwesertätigkeit) entscheidet die Aufsichtskommission über die Durchführung einer Wahl.

· Eine allfällige Wahl ist spätestens bis .......... (sechs Monate vor Ablauf der dreijährigen Verwesertätigkeit) durchzuführen.

2. Pensum und Aufgaben


1 Die Anstellung umfasst 100 % eines vollen Pfarramtes.


2 Notwendige und unregelmässige Überzeit an normalen Arbeitstagen kann erwartet und an weniger arbeitsintensiven Tagen kompensiert werden. 


3 XY übernimmt die pfarramtliche Tätigkeiten gemäss § 27 der Kirchenverfassung (RB 187.11). Er arbeitet dabei mit der Kirchenvorsteherschaft (gemeinsame Gemeindeleitung) und weiteren Mitarbeitern zusammen. Die Aufteilung der Aufgaben erfolgt in einer Amtsordnung, welche Bestand dieses Arbeitsvertrages bildet.

3. Stellung
XY nimmt an den Sitzungen der Kirchenvorsteherschaft mit Antragsrecht und beratender Stimme teil. Er hat kein Stimmrecht.

4. Aufsicht


Vorgesetzte Behörde ist, ausser in geistlich- theologischer Hinsicht, die Aufsichtskommission. Die Aufsicht über die Tätigkeit von XY erfolgt analog zu den gewählten Pfarrern und Pfarrerinnen gemäss Kirchenverfassung (§ 23 und § 72 Ziff. 19; RB 187.11) durch die Aufsichtskommission und den Kirchenrat.

5. Stellvertretung

1 Die Kirchenvorsteherschaft ist bei Krankheit und Unfall für die Organisation der Stellvertretung verantwortlich.


2 Bei Ferienabwesenheit wird die Stellvertretung in gegenseitiger Absprache organisiert.
6. Besoldung

1 Die Besoldung und Ausrichtung von Sozialzulagen richtet sich nach der Rechtsstellungs- (RB 187.23) und der Besoldungsverordnung der Evangelischen Synode des Kantons Thurgau (RB 187.22).

2 Der Jahreslohn entspricht bei Vertragsbeginn der Klasse ..., Stufe ... (inkl. 13. Monatslohn).
 


3 Die Lohnzahlung erfolgt mit monatlicher Auszahlung (13 x).

7. Ferien/Freisonntage 

1 XY hat Anspruch auf fünf Wochen Ferien.
 


2 Die Ferien sind in der Regel in ganzen Wochen und im Verlauf des betreffenden Kalenderjahres zu beziehen. Eine Ferienwoche schliesst einen regulären Sonntag ein.

3 Die Verschiebung eines teils des Ferienbezugs auf das erste Quartal des folgenden Kalenderjahres ist in begründeten Fällen zulässig.
4 Die Freisonntagsregelung entspricht jener für Gemeindepfarrer und Gemeindepfarrerinnen gemäss Besoldungsverordnung der Evangelischen Synode des Kantons Thurgau (RB 187.22).
8. Versicherung

1 Der Pfarrverweser ist zulasten der Kirchgemeinde gegen Schäden, die aus der Ausübung des Berufs entstehen könnten (Betriebshaftpflichtversicherung) sowie gegen die Folgen von Berufsunfällen und Nichtbetriebsunfällen versichert. An die Prämie für die Nichtberufsunfallversicherung leistet XY als Arbeitnehmer einen Beitrag von 0.415%.

2 Die Krankenversicherung ist Sache des Arbeitnehmers, ebenso eine allfällige private Haftpflichtversicherung.

9. Berufliche Vorsorge

XY wird im Rahmen des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherungsvorsorge (BVG) bei der Pensionskasse PERKOS versichert. Die Bedingungen richten sich nach dem Reglement der PERKOS.
10. Spesen


1 Für (Telefon- und) Fahrkosten wird eine Spesenpauschale von Fr. .... pro Monat ausgerichtet.


2 Die Kirchgemeinde stellt ein Büro (inkl. PC, Telefon etc.) im ........ zur Verfügung. Porti und Büromaterial etc. gehen zu Lasten der Kirchgemeinde.
11. Wohnsitz

XY verpflichtet sich, für die Dauer des Verweserstatus in der Kirchgemeinde Wohnsitz zu nehmen.
 

12. Krankheit und Unfall (je nach Verweser Militärdienst oder Schwangerschaft)


1 Krankheits- oder unfallbedingte Arbeitsverhinderung sind dem Präsidium der Aufsichtskommission unverzüglich zu melden.
2 Bei Krankheit oder Unfall ist die Arbeitsunfähigkeit auf Verlangen ab dem ersten Tag mit einem Arztzeugnis zu belegen.

3 Die Lohnfortzahlung richtet sich nach den Bestimmungen der Besoldungsverordnung der Evang. Synode des Kantons Thurgau (RB 187.22). 

13. Fort- und Weiterbildung
Der Anspruch auf Fort- und Weiterbildung richtet sich nach der Verordnung des Evangelischen Kirchenrates betreffend die Fortbildung und Studienurlaube (RB 187.222). Die Vorbereitung zum Prüfungskolloquium begründet keinen zusätzlichen Anspruch auf Weiterbildung.
14. Auflösung dieses Vertrages
1 Vor Ablauf der dreijährigen Frist kann dieses Vertragsverhältnis von jedem der Vertragspartner jederzeit unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten auf Ende jedes Monats gekündigt werden. Eine vorzeitige Auflösung dieses Vertrages erfolgt auch mit und im Zeitpunkt einer allfälligen Wahl von XY als Gemeindepfarrer.

2 Die Kündigung ist bei der Aufsichtskommission mit Kopie an den Kirchenrat einzureichen.
15. Schlussbestimmungen
Im Übrigen sind die Besoldungsverordnung (RB 187.22), die Rechtsstellungsverordnung (RB 187.23) und die Entschädigungsverordnung (RB 187.143) anzuwenden. Die Bestimmungen über die Anstellung des Staatspersonals und das schweizerische Obligationenrecht sind sinngemäss anwendbar. Bei einer Kündigung sind die entsprechenden Bestimmungen der Verordnung des Regierungsrates über die Rechtsstellung des Staatspersonals analog anzuwenden.
..................................., .....................................

(Ort)                              (Datum)

..........................................................................                     .................................................................

Der Präsident/die Präsidentin                                                  Der Aktuar/die Aktuarin

.................................., ........................................

(Ort)                            (Datum)

..............................................................................

Der Verweser/die Verweserin 

� Kursiver Text kann abgeändert werden.


� Eine Amtsordnung (Pflichtenheft) ist namentlich dort erforderlich bzw. zu empfehlen, wo verschiedene Pfarrpersonen und Diakone oder weitere Mitarbeiter tätig sind.


� § 13 der Besoldungsverordnung: Die Aufsichtskommission legt die Zuordnung der Stelle in die Besoldungsklasse und Dienstaltersstufe fest, ......bei Verwesern und Verweserinnen im Einvernehmen mit dem Kirchenrat


� ab dem 50. Altersjahr besteht ein Anspruch auf sechs und ab dem 60. Altersjahr von sieben Wochen.


� Ob der Verweser in der Gemeinde oder gar im Pfarrhaus wohnen soll, ist vertraglich zu regeln. Soll der Verweser im Pfarrhaus wohnen, so empfiehlt sich, die mietrechtlichen Angelegenheiten in einem Mietvertrag separat zu regeln.


� Diese Regelung entspricht jener für das Staatspersonal und, mangels eigener diesbezüglicher gesetzlicher Bestimmung auch für die ordinierten Amtsträger in der Landeskirche. Möglich ist auch folgende Formulierung: «Dauert eine Arbeitsverhinderung infolge Krankheit, Unfall oder Schwangerschaftsbeschwerden länger als vier Tage, so hat die Arbeitnehmerin unaufgefordert ein ärztliches Zeugnis einzureichen.» Ob der Arbeitnehmer verpflichtet werden kann, sich vertrauensärztlich untersuchen zu lassen, ohne dass dies der Arbeitsvertrag vorsieht, ist umstritten. Wenn im Arbeitsvertrag – wie im vorliegenden – jedoch auf die Bestimmungen der Rechtsstellungsverordnung des Regierungsrates des Kantons Thurgau verwiesen wird, so kann mit Verweis auf diese Verordnung auch ohne vertragliche Abmachung in begründeten Fällen, in welchen Risiken bei der Aufgabenerfüllung ausgeschlossen werden sollen, eine vertrauensärztliche Untersuchung verlangt werden.





